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Allgemeine EU-
Verbraucherpolitik 
1. Europäisches Parlament hat Anhörung der 
designierten Kommissionsmitglieder durch-
geführt – Zeitplan für Ernennung unklar 

In der Zeit vom 29. September bis 7. Okto-
ber 2014 mussten sich die designierten 27 
EU-Kommissionsmitglieder den Fragen der 
Europaabgeordneten stellen. Zunächst 
hatten sie einen Fragenkatalog schriftlich 
zu beantworten. Danach kam eine drei-
stündige Anhörung vor den Abgeordneten 
der jeweils zuständigen Fachausschüsse. 
Der erste Vizepräsident, der niederländi-
sche Sozialdemokrat Frans Timmermans, 
wurde von der Konferenz der Präsidenten 
(Parlamentspräsident und Fraktionsvorsit-
zende) in Anwesenheit aller interessierten 
Abgeordneten befragt. Der britische Kan-
didat, Jonathan Hill (Konservative), der für 
den Bereich Finanzdienstleistungen vorge-
sehen ist, musste sich einer zweiten Anhö-
rung stellen. In anderen Fällen, darunter 
der für Verbraucherschutz vorgesehenen 
tschechischen Kandidatin Věra Jourová 
(Liberale), forderten die Abgeordneten 
nach der Anhörung zusätzliche schriftliche 
Auskünfte an. 

Die Abgeordneten bestätigten alle Kandi-
daten mit Ausnahme der designierten 
slowenischen Kandidatin für das Amt einer 
Vizepräsidentin für die Energieunion, Alen-

ka Bratušek (Liberale), die daraufhin ihren 
Rücktritt erklärte. Dem ungarischen Kandi-
daten Tibor Navracsics (Europäische 
Volkspartei) bescheinigten die Abgeord-
neten die Befähigung zum Amt eines EU-
Kommissars, nicht aber die Eignung für das 
vorgesehene Ressort (Bildung, Kultur, Uni-
onsbürgerschaft).  

Slowenien hat nunmehr die stellvertreten-
de Ministerpräsidentin Violeta Bulc (Libera-
le) anstelle von Alenka Bratušek nominiert. 
Der Vorsitzende der neuen EU-Kommission, 
Jean-Claude Juncker (Europäische Volks-
partei), früherer luxemburgischer Premier-
minister, wird mit ihr voraussichtlich am 13. 
Oktober 2014 Gespräche führen und ge-
gebenenfalls die Zuständigkeitsbereiche 
der Kandidaten ändern. Bulc muss sich auf 
jeden Fall noch einer Anhörung im Europä-
ischen Parlament stellen. Dies könnte auch 
für Kandidaten mit neuen Aufgaben der 
Fall sein. Der vorgesehene Termin für die 
Bestätigung der neuen EU-Kommission 
durch das Plenum des Europäischen Par-
laments, der 22. Oktober 2014, ist daher 
nicht gesichert. Damit kann sich auch der 
für den 1. November 2014 vorgesehene 
Amtsantritt der neuen Kommission verzö-
gern. 

http://www.elections2014.eu/de/new-
commission 
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2. Anhörung der designierten EU-
Verbraucherkommissarin Věra Jourová 

Die Tschechin Věra Jourová (Liberale) 
wurde als designierte EU-Kommissarin für 
Justiz, Verbraucher und Geschlech-
tergleichheit am 01.10. durch die Mitglie-
der von vier Ausschüssen des Europäi-
schen Parlaments angehört: IMCO (Bin-
nenmarkt und Verbraucherschutz), JURI 
(Recht), LIBE (Bürgerliche Freiheiten, Justiz 
und Inneres) und FEMM (Rechte der Frau 
und Gleichstellung der Geschlechter). 
Jourová betonte, dass die Bereiche Justiz 
und Verbraucherschutz wirtschaftliches 
Wachstumspotential für den Binnenmarkt 
hätten. Verbraucher sollten durch ver-
ständliche Informationen mehr Vertrauen 
erhalten. Jourová sagte für den Beginn 
2015 zu, die Onlinestreit-
schlichtungsplattform für das europäische 
Verfahren für geringfügige Forderungen in 
allen EU-Amtssprachen einzurichten. Sie 
wolle auch das Gemeinsame Europäische 
Kaufrecht voranbringen. Ein wahrer digita-
ler Binnenmarkt solle in Zusammenarbeit 
mit den Kommissaren Ansip (Vize-Präsident 
für digitalen Binnenmarkt, Estland) und 
Oettinger (digitale Wirtschaft, Deutsch-
land) durch die Datenschutzgrundverord-
nung und eine Vereinfachung von Online-
Käufen geschaffen werden. 

http://www.elections2014.eu/de/new-
commission 

3. Siebte Verhandlungsrunde: Zähe Gesprä-
che über Transatlantische Handels- und In-
vestitionspartnerschaft  

Vom 29. September bis 3. Oktober 2014 
fand die siebte Gesprächsrunde über ein 
Freihandelsabkommen (TTIP) zwischen der 
Europäischen Union und den Vereinigten 
Staaten von Amerika statt. In der abschlie-
ßenden Pressekonferenz am 3. Oktober 
2014 betonten die Chefunterhändler Dan 
Mullaney (USA) und Ignacio Garcia-
Bercero (EU) den konstruktiven Charakter 
der Gespräche.  

Es sei nunmehr eine Phase erreicht worden 
in der nicht mehr über allgemeine Ansätze 
diskutiert werde, sondern über konkrete 
Vorschläge. Zum Teil lägen bereits konsoli-
dierte Texte vor, in denen die Vorschläge 
beider Seiten zusammengeführt würden. 

Bei diesen technischen Gesprächen seien 
gute Fortschritte erzielt worden. Themen 
waren Regulierungen im Bereich der 
Pharma-, Auto-, Chemie- und Maschinen-
baubranche sowie Zoll- und Handelser-
leichterungen für kleine und mittlere Un-
ternehmen. Besonders viel Zeit wurde den 
„Hunderten von Seiten“ mit Vorschlägen 
zu Liberalisierungen im Dienstleistungssek-
tor gewidmet. Nach der 6. Runde im Juli 
seien davon 15 Prozent abgearbeitet ge-
wesen; nunmehr sei es über die Hälfte. 
Noch nicht verhandelt wurde über Klau-
seln für Investoren-Schiedsgerichte. 

In der Abschlusspressekonferenz wiesen 
die beiden Chefunterhändler darauf hin, 
dass die Arbeiten auf der technischen 
Ebene sehr zeitaufwändig seien. Qualität 
gehe aber vor Schnelligkeit. Vor allem 
aber betonten sie, dass es keine Absen-
kung von Standards in den Bereichen 
Umwelt, Gesundheit, Verbraucher- und 
Datenschutz geben werde. Auf eine 
Schätzung über die Zahl der noch erfor-
derlichen Verhandlungsrunden wollten 
sich die Unterhändler nicht einlassen. 

http://ec.europa.eu/trade/policy/in-
focus/ttip/index_de.htm 

http://www.ustr.gov/ttip  

http://ec.europa.eu/avservices/video/pla
yer.cfm?ref=I093277 (Pressekonferenz - 
Video) 

4. Verhandlungsmandat für die Transatlanti-
sche Handels- und Investitionspartnerschaft 
(TTIP) veröffentlicht 

Das Verhandlungsmandat für die Transat-
lantische Handels- und Investitionspartner-
schaft (TTIP) ist seit 9. Oktober 2014 öffent-
lich zugänglich. EU-Handelskommissar 
Karel De Gucht begrüßte die Entschei-
dung der 28 EU-Mitgliedstaaten, ihren 
Widerstand gegen eine Veröffentlichung 
aufzugeben. "Ich freue mich, dass die 
Regierungen sich dazu entschlossen ha-
ben, das TTIP-Verhandlungsmandat öffent-
lich zu machen. Dazu habe ich sie seit 
Langem ermutigt. Zugleich unterstreicht 
dies unseren Willen zu Transparenz bei den 
Verhandlungen", sagte De Gucht. Bei 
seinem Besuch 9. Und 10. Oktober 2014 in 
Berlin erläuterte De Gucht erneut die Vor-

 

http://www.elections2014.eu/de/new-commission
http://www.elections2014.eu/de/new-commission
http://ec.europa.eu/trade/policy/in-focus/ttip/index_de.htm
http://ec.europa.eu/trade/policy/in-focus/ttip/index_de.htm
http://www.ustr.gov/ttip
http://ec.europa.eu/avservices/video/player.cfm?ref=I093277
http://ec.europa.eu/avservices/video/player.cfm?ref=I093277


 

Ausgabe 19 | 14.Oktober 2014 | Seite 3 

teile des geplanten Abkommens für die 
europäische Wirtschaft und die Bürger.  

http://ec.europa.eu/deutschland/press/pr
_releases/12752_de.htm 

http://data.consilium.europa.eu/doc/doc
ument/ST-11103-2013-DCL-1/de/pdf (Text 
des Verhandlungsmandats) 

 

Bauen / Energie /  
Umwelt / Verkehr 
1. Aufbau von Tankstellen für alternative 
Kraftstoffe und Ladestationen für Elektro-
fahrzeuge 

Der EU-Ministerrat verabschiedete am 29. 
September 2014 den Rechtsakt zum Auf-
bau der Infrastruktur für alternative Kraft-
stoffe und für Ladestationen für Elektro-
fahrzeuge. Das Europäische Parlament 
hatte bereits am 15. April 2014 zugestimmt. 
Mit dem Rechtsakt werden Mindestanfor-
derungen für die Errichtung der Infrastruk-
tur für alternative Kraftstoffe festgelegt, die 
von den Mitgliedstaaten mit ihren nationa-
len Strategierahmen umzusetzen sind. 
Hierzu gehören gemeinsame technische 
Spezifikationen für Ladestationen für Elekt-
rofahrzeuge sowie für Erdgas- und Wasser-
stofftankstellen. Außerdem werden Vor-
gaben für die Information der Nutzer fest-
gelegt. Spätestens im Herbst 2017 müssen 
Elektroautos europaweit mit dem in 
Deutschland entwickelten Typ-2-Stecker 
geladen werden können. Die Mitglied-
staaten sollen Aktionspläne ausarbeiten, 
damit bis zum Jahr 2025 ein ausreichend 
dichtes Netz für Ladestationen und Tank-
stellen für alternative Kraftstoffe besteht. Es 
geht dabei um Tankstellen für Flüssigerd-
gas (LNG), für komprimiertes Erdgas (CNG) 
und für wasserstoffbetriebene Fahrzeuge. 

http://register.consilium.europa.eu/doc/sr
v?l=DE&f=PE%2079%202014%20INIT 

http://ec.europa.eu/deutschland/press/pr
_releases/12717_de.htm 

 

2. EU- Kommission will CO2-Intensität von 
Kraftstoffen senken  

Nach der EU-Richtlinie zur Qualität von 
Kraftstoffen müssen die Anbieter die CO2-
Intensität ihrer Kraftstoffe bis zum Jahr 2020 
um 6 Prozent verringern. Die Richtlinie ver-
pflichtet Anbieter darüber hinaus, den 
Mitgliedstaaten Angaben zur Treibhaus-
gasintensität der von ihnen gelieferten 
Kraftstoffe zu übermitteln. Die EU-
Kommission hat am 7. Oktober 2014 einen 
Vorschlag zur Umsetzung dieser Verpflich-
tungen vorgelegt. 

Der Vorschlag führt eine Methodik zur Be-
rechnung der CO2-Intensität verschiede-
ner Kraftstoffarten (Benzin, Diesel, Flüssig-
gas (LPG) und komprimiertes Erdgas 
(CNG)) ein. Jeder Kraftstoffart wird ein 
Standardwert zugeordnet, der auf den 
während des gesamten Lebenszyklus aus-
gestoßenen Emissionen basiert. Die Anbie-
ter müssen bei der Meldung der CO2-
Intensität ihrer Kraftstoffe an die Mitglied-
staaten von nun an diese Werte verwen-
den.  

In der Praxis bedeutet dies, dass jede Er-
höhung des Volumens CO2-intensiver 
Rohöle (wie Ölsand) gegenüber dem Ver-
gleichsstandard des Jahres 2010 durch 
angemessene Maßnahmen zur Senkung 
der Emissionen in anderen Bereichen be-
gleitet werden müsste. Dies könnte durch 
den Einsatz von nachhaltigen Biokraftstof-
fen und elektrischer Energie oder bei-
spielsweise durch Senkung der Treibhaus-
gasemissionen bei der Extraktion fossiler 
Brennstoffe erreicht werden. 

Anders als früher vorgesehen, muss der 
Einsatz von weniger klimafreundlichen 
Rohölen wie den aus kanadischen Ölsan-
den gewonnenen Treibstoffen nicht ge-
sondert gemeldet werden. Die Neurege-
lung tritt in Kraft wenn der EU-Ministerrat 
und das Europäische Parlament nicht in-
nerhalb von zwei Monaten Einspruch ein-
legen. 

http://europa.eu/rapid/press-release_IP-
14-1095_de.htm 
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3. Energiekennzeichnung von Wohnraumlüf-
tungsgeräten 

Der EU-Ministerrat erhob am 8. Oktober 
2014 keine Einwände gegen den Entwurf 
einer Verordnung der EU-Kommission im 
Hinblick auf die Kennzeichnung von Wohn-
raumlüftungsgeräten in Bezug auf den 
Energieverbrauch. Die EU-Kommission 
kann diese Verordnung annehmen, wenn 
auch das Europäische Parlament keine 
Einwände erhebt.  

http://data.consilium.europa.eu/doc/doc
ument/ST-12074-2014-ADD-1/de/pdf 

http://data.consilium.europa.eu/doc/doc
ument/ST-12074-2014-INIT/de/pdf 

 

Finanzdienstleistungen 
1. Mangelhafter Verbraucherschutz bei Fi-
nanzdienstleistungen 

Dem Ausschuss für Binnenmarkt und Ver-
braucherschutz des Europäischen Parla-
ments wurde am 6. Oktober 2014 eine 
Studie zum Thema „Aspekte des Verbrau-
cherschutzes bei Finanzdienstleistungen“ 
präsentiert. Die Autoren sind ein Team der 
Beratungsgesellschaft London Economics. 
Die Studie erinnert daran, dass in den Ver-
einigten Staaten von Amerika mangelhaf-
ter Verbraucherschutz, vor allem bei Hypo-
theken, nicht nur Verbrauchern geschadet 
hat, sondern auch eine wesentliche Ursa-
che für die globale Finanzkrise war. Auch 
in Europa hätten Verbraucher unter dem 
Verkauf von ungeeigneten Finanzproduk-
ten stark gelitten. Die Autoren halten es für 
erforderlich, den Verbraucherschutz bei 
Finanzdienstleistungen zu verbessern und 
die Kompetenz der Verbraucher auf die-
sem Gebiet zu stärken. 

http://www.europarl.europa.eu/committe
es/de/imco/home.html 

http://www.europarl.europa.eu/meetdocs
/2014_2019/documents/imco/dv/cons_pro
tect_fin_/cons_protect_fin_en.pdf 

 

2. Arbeitsprogramm der europäischen Fi-
nanzaufsichtsbehörden für 2015 

Die Europäischen Finanzaufsichtsbehörden 
EBA (Europäische Bankenaufsichtsbehör-
de), ESMA (Europäische Wertpapier- und 
Marktaufsichtsbehörde) und EIOPA (Euro-
päische Aufsichtsbehörde für das Versi-
cherungswesen und die betriebliche Al-
tersversorgung) gaben am 10. Oktober 
2014 ihr gemeinsames Arbeitsprogramm 
für das Jahr 2015 bekannt. Die Behörden 
betonen, dass sie dem Verbraucherschutz 
und der Analyse sektorübergreifender 
Risiken hohe Priorität einräumen werden. 
Besondere Aufmerksamkeit genossen An-
lageprodukte für Kleinanleger. 

http://www.eba.europa.eu/-/the-joint-
committee-of-the-esas-publishes-2015-
work-programme 

http://www.eba.europa.eu/documents/1
0180/15736/JC+2014+074+%28Joint+Com
mittee+Work+Programme+2015%29.pdf 

 

Gesundheit / Ernährung 
1. Anhörung des designierten EU-Kommissars 
für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit 
Vytenis Andriukaitis 

Der Litauer Vytenis Andriukaitis (Sozialde-
mokrat) ist am 30. September 2014 als 
designierter Kommissar für Gesundheit und 
Lebensmittelsicherheit durch die Mitglieder 
von zwei Ausschüssen des Europäischen 
Parlaments angehört worden: ENVI (Um-
weltfragen, öffentliche Gesundheit und 
Lebensmittelsicherheit) und AGRI (Land-
wirtschaft und ländliche Entwicklung).  

Als Arzt und ehemaliger Gesundheitsminis-
ter zeigte er sich fachkundig in allen Fra-
gen der öffentlichen Gesundheit. Der 
Schwerpunkt seiner Arbeit soll ein diskrimi-
nierungsfreier Zugang zu Gesundheitsver-
sorgung, auch grenzüberschreitend, sein. 
Als weitere Schwerpunkte nannte er insbe-
sondere das Problem der Antibiotikaresis-
tenz, die Förderung von eHealth und Maß-
nahmen gegen Übergewicht bei Kindern. 
Bei medizinischen Innovationen will er stär-
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ker auf eine objektive Kosten-Nutzen-
Bewertung setzen. 

Im Bereich der Lebensmittelsicherheit steht 
für Andriukaitis die Wahrung der hohen 
Lebensmittelstandards in Europa ganz 
oben auf der Agenda. Er versprach, dass 
es beim transatlantischen Freihandelsab-
kommen (TTIP) auf keinen Fall zu einer 
Absenkung der europäischen Lebensmit-
tel- und Gesundheitsstandards kommen 
werde. Bei Themen wie der Zulassung des 
Fleischs von Nachkommen geklonter Tiere 
und bei der Lebensmittelkennzeichnung 
legte er sich nicht fest. Während der ersten 
sechs Monate seiner Amtszeit werde er die 
für die Zulassung genetisch veränderter 
Organismen geltenden Rechtsvorschriften 
überprüfen. 

http://www.elections2014.eu/de/new-
commission 

Antworten auf den Fragenkatalog des 
Europäischen Parlaments: 

http://www.europarl.europa.eu/meetdocs
/2014_2019/documents/envi/dv/andriukait
is-/andriukaitis-de.pdf 

 

2. Konsultation zu Chemikalien welche das 
Hormonsystem schädigen 

Die EU- Kommission hat eine Online-
Konsultation zur Festlegung von Kriterien für 
endokrine Disruptoren gestartet. Als endo-
krine Disruptoren werden Chemikalien 
bezeichnet, die durch Veränderung des 
Hormonsystems die Gesundheit schädigen 
und sich darüber hinaus auch schädlich 
auf die Umwelt auswirken können. Ver-
wendung finden diese Stoffe insbesondere 
in Pflanzenschutzmitteln und Bioziden. 
Biozide sind Substanzen, die Schädlinge 
und Lästlinge wie Insekten, Mäuse oder 
Ratten, aber auch Algen, Pilze oder Bakte-
rien bekämpfen. In vielen Bereichen des 
privaten oder beruflichen Lebens werden 
Biozide eingesetzt, zum Beispiel als anti-
bakterielle Putz- und Desinfektionsmittel, 
Holzschutzmittel bis hin zum Mückenspray 
und Ameisengift. 

Anlässlich des Starts der Konsultation sagte 
EU-Umweltkommissar Janez Potočnik: „En-

dokrin wirksame Schadstoffe haben eine 
umfassende Debatte ausgelöst: es gibt 
deutliche Signale aus der Forschung, Öf-
fentlichkeit und Politik zeigen sich zuneh-
mend besorgt und sensibilisiert, einige 
Interessenvertreter äußern jedoch nach 
wie vor Zweifel. Europa schaut aufmerk-
sam zu – wir brauchen diese Kriterien, um 
den Schutz zu verbessern und der Industrie 
die nötige Sicherheit zu geben. Bürger und 
Interessenvertreter können uns helfen, eine 
fundierte Entscheidung zu treffen.“ 

Interessenvertreter und die allgemeine 
Öffentlichkeit werden eingeladen, sich bis 
zum 16. Januar 2015 zu den Optionen für 
Kriterien und deren Umsetzung zu äußern.  

http://europa.eu/rapid/press-release_IP-
14-1057_de.htm 

 

Telekommunikation /  
Medien / Internet 
1. Anhörung des designierten EU-Kommissars 
für digitale Wirtschaft und Gesellschaft Gün-
ther Oettinger 

Der Deutsche Günther Oettinger (CDU) ist 
am 29. September 2014 als designierter 
Kommissar für digitale Wirtschaft und Ge-
sellschaft durch die Mitglieder von fünf 
Ausschüssen des Europäischen Parlaments 
angehört worden: ITRE (Industrie, For-
schung und Energie), CULT (Kultur und 
Bildung), IMCO (Binnenmarkt und Ver-
braucherschutz), JURI (Recht) und LIBE 
(Bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres).  

Oberste Priorität ist laut Oettinger die Voll-
endung des digitalen Binnenmarkts. Seiner 
Auffassung nach unterliegt die Digitale 
Agenda  noch immer „ziellos" der nationa-
len Regulierung. Dabei kenne Digitalität 
keine nationalen Grenzen und auch der 
Datenschutz könne nur gemeinsam in 
Europa erfolgen. Als ersten Schritt für ein 
Digitales Europa sieht Oettinger den flä-
chendeckenden Breitbandausbau.  

Zu der im Verordnungsvorschlag für einen 
einheitlichen europäischen Telekommuni-
kationsmarkt (TSM-Paket) kontrovers disku-
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tierten Frage der Netzneutralität legte er 
sich nicht im Detail fest. Einschränkungen 
bei der Netzneutralität solle es aber nur im 
Falle eines öffentlichen Interesses geben. 
Rein kommerzielle begründete Ausnah-
men seien abzulehnen. Oettinger steht 
auch voll hinter der im TSM-Paket vorgese-
henen Abschaffung der Roaming-
Gebühren. 

Die in seinem Portfolio vorgesehene Re-
form des Urheberrechts nannte Oettinger 
als eine der schwierigsten Aufgaben der 
Kommission den nächsten Jahren. „Ich 
stehe für einen stabilen Schutz des Urhe-
berrechts", sagt Oettinger. „Wir müssen 
den Urheber ausreichend schützen, damit 
es morgen noch Urheber gibt. Umgekehrt 
haben Nutzer der digitalen Welt ein Inte-
resse, dass alle Kulturprodukte verfügbar 
sind." Hier müsse man eine Balance finden. 
„Ich sage Ihnen zu, im nächsten Jahr ei-
nen Gesetzentwurf für eine Balance des 
europäischen Urheberrechts in Kenntnis 
der digitalen Welt zu erarbeiten." 

Link zur Anhörung: 

http://www.europarl.europa.eu/ep-
li-
ve/de/committees/video?event=20140929
-1430-COMMITTEEHEARING2014GO 

Antwort auf die schriftlichen Fragen: 

http://www.elections2014.eu/pdfs/newco
mmissi-
on/hearings/20140910CAD60716/Hearings
2014_Oettinger_Questionnaire_de.pdf  

2. Diskriminierung von Verbrauchern im digi-
talen Binnenmarkt 

Dem Ausschuss für Binnenmarkt und Ver-
braucherschutz des Europäischen Parla-
ments wurde am 6. Oktober 2014 ferner 
eine Studie zur „Diskriminierung von Ver-
brauchern im digitalen Binnenmarkt“ vor-
gestellt. Autoren der Studie sind die Mit-
glieder eines Teams der Universität Osnab-
rück. Die Studie kommt zum Ergebnis, dass 
im digitalen Binnenmarkt Diskriminierung 
von Verbrauchern häufig vorkommt. Die 
drei gängigsten Praktiken sind: Verkaufs-
verweigerung, automatische Umleitung 
sowie ungerechtfertigte Preisaufschläge 
und diskriminierende Bedingungen für 

Käufer aus dem Ausland. Verbraucher 
seien dadurch sehr stark betroffen, da das 
Motiv für einen grenzüberschreitenden 
Einkauf in 56 Prozent der Fälle das Fehlen 
eines vergleichbaren Angebots im Heimat-
land ist. Die Autoren halten es für erforder-
lich, Abhilfemaßnahmen zu ergreifen. 

http://www.europarl.europa.eu/meetdocs
/2014_2019/documents/imco/dv/discrim_
consumers_/discrim_consumers_en.pdf 

3. Gewährleistung einer hohen Netz- und 
Informationssicherheit in Europa 

Der Ausschuss für Binnenmarkt und Ver-
braucherschutz des Europäischen Parla-
ments erteilte am 6. Oktober 2014 dem 
deutschen Europaabgeordneten Andreas 
Schwab (CDU) ein Mandat zur Aufnahme 
von Verhandlungen mit dem EU-Ministerrat 
und der EU-Kommission über den „Vor-
schlag für eine Richtlinie des Europäischen 
Parlaments und des Rates über Maßnah-
men zur Gewährleistung einer hohen ge-
meinsamen Netz- und Informationssicher-
heit in der Union“. Das Europäische Parla-
ment hatte seinen Standpunkt am 13. 
März 2014 festgelegt. 

http://www.europarl.europa.eu/committe
es/de/imco/home.html 

http://www.europarl.europa.eu/sides/get
Doc.do?type=TA&reference=20140313&se
condRef=TOC&language=de (Teil 2) 

4. Weniger Regulierung auf Telekommunika-
tionsmärkten 

Die EU-Kommission beschloss am 9. Okto-
ber 2014, den Endkundenmarkt für den 
Zugang zum Telefonfestnetz und den Vor-
leistungsmarkt für den Verbindungsaufbau 
an festen Standorten nicht mehr zu regu-
lieren. Die Regeln traten unverzüglich in 
Kraft. Die EU-Kommission begründete die 
Herausnahme der Festnetzmärkte aus der 
Regulierung mit einem Rückgang der Zahl 
der Telefonanrufe aus dem Festnetz. Dieser 
Rückgang sei darauf zurückzuführen, dass 
die Kunden eher Internet-Telefondienste 
(„VoIP“) und Mobiltelefone nutzten, aber 
auch auf alternative Anbieter (z. B. Over-
the-Top-Anbieter (OTT)) zurückgriffen. Au-
ßerdem könnten Kunden, die das Festnetz 
noch nutzen, den Festnetzzugang jetzt 

 

http://www.europarl.europa.eu/ep-live/de/committees/video?event=20140929-1430-COMMITTEEHEARING2014GO
http://www.europarl.europa.eu/ep-live/de/committees/video?event=20140929-1430-COMMITTEEHEARING2014GO
http://www.europarl.europa.eu/ep-live/de/committees/video?event=20140929-1430-COMMITTEEHEARING2014GO
http://www.europarl.europa.eu/ep-live/de/committees/video?event=20140929-1430-COMMITTEEHEARING2014GO
http://www.elections2014.eu/pdfs/newcommission/hearings/20140910CAD60716/Hearings2014_Oettinger_Questionnaire_de.pdf
http://www.elections2014.eu/pdfs/newcommission/hearings/20140910CAD60716/Hearings2014_Oettinger_Questionnaire_de.pdf
http://www.elections2014.eu/pdfs/newcommission/hearings/20140910CAD60716/Hearings2014_Oettinger_Questionnaire_de.pdf
http://www.elections2014.eu/pdfs/newcommission/hearings/20140910CAD60716/Hearings2014_Oettinger_Questionnaire_de.pdf
http://www.europarl.europa.eu/meetdocs/2014_2019/documents/imco/dv/discrim_consumers_/discrim_consumers_en.pdf
http://www.europarl.europa.eu/meetdocs/2014_2019/documents/imco/dv/discrim_consumers_/discrim_consumers_en.pdf
http://www.europarl.europa.eu/meetdocs/2014_2019/documents/imco/dv/discrim_consumers_/discrim_consumers_en.pdf
http://www.europarl.europa.eu/committees/de/imco/home.html
http://www.europarl.europa.eu/committees/de/imco/home.html
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=20140313&secondRef=TOC&language=de
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=20140313&secondRef=TOC&language=de
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=20140313&secondRef=TOC&language=de
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über verschiedene Plattformen (herkömm-
liches Telefonnetz, Glasfasernetz, Kabel-
netz) und unterschiedliche Betreiber erhal-
ten, die Breitband- und Sprachdienste 
über entbündelte Teilnehmeranschlüsse 
anbieten. Auf diese Weise habe sich der 
Wettbewerb erhöht. 

Neelie Kroes, Vizepräsidentin der EU-
Kommission, erklärte dazu: „Ich freue mich 
sehr, heute diese Verringerung des Verwal-
tungsaufwands im Telekommunikationssek-
tor ankündigen zu können. Sie ergibt sich 
aus einem intensiveren Wettbewerb auf 
den Telekommunikationsmärkten und 
bringt uns einen Schritt weiter in Richtung 
eines echten vernetzten Kontinents.“ 

http://europa.eu/rapid/press-release_IP-
14-1112_de.htm 

 

Wirtschaftsfragen /  
Wettbewerb 
1. Europäische Zentralbank belässt Leitzins 
auf Tiefststand - Maßnahmen zur Ankurbe-
lung der Wirtschaft 

Der Rat der Europäischen Zentralbank 
(EZB) beschloss am 2. Oktober 2014 in Ne-
apel (Italien) wie erwartet, den Leitzins bei 
0.05 Prozent zu belassen. Zu diesem Zins-
satz erhalten die Banken weiterhin unbe-
grenzt Geld von der EZB („Liquidität“). EZB-
Präsident Mario Draghi begründete den 
Beschluss mit geringem Wirtschaftswachs-
tum und gedämpften Inflationsaussichten 
im Euroraum. Im September sei die Inflati-
on auf 0.3 Prozent gefallen, nach 0.4 Pro-
zent im August. Banken müssen für Gutha-
ben bei der EZB weiterhin 0.2 Prozent zah-
len („negativer Einlagenzins“). 

Mittelfristig wolle die EZB erreichen, dass 
die Inflation dem Stabilitätsziel von unter, 
aber nahe 2 Prozent wieder näher kommt. 
Dies werde durch die Maßnahmen zur 
Erleichterung der Liquiditätsversorgung der 
Banken gefördert. Hervorzuheben seien 
hier auch die bis Juni 2016 durchgeführten 
langfristigen Refinanzierungsgeschäfte. 
Anzumerken ist, dass damit die Banken für 

vier Jahre Liquidität zum Festzins von der-
zeit 0.15 Prozent erhalten.  

Neu ist, dass ab Oktober 2014 die EZB min-
destens zwei Jahre lang Pfandbriefe und 
verbriefte Forderungen kaufen wird. Damit 
sollen die Banken entlastet werden, damit 
sie erneut Kredite vergeben können. Diese 
zusätzliche Kreditvergabe werde die Wirt-
schaftsentwicklung stützen und zur Preis-
steigerung beitragen. 

http://www.bundesbank.de/Redaktion/DE
/Downloads/Presse/EZB_Pressemitteilunge
n/2014/2014_10_02_pressekonferenz.pdf?_
_blob=publicationFile 

2. EU-Kommission bittet um Stellungnahmen 
zu Studie zum Lebensmittel-Einzelhandel  

Die EU-Kommission hat am 2. Oktober 2014 
die Ergebnisse einer umfassenden Studie 
über die Entwicklung von Angebot und 
Innovation bei Lebensmitteln in den letzten 
zehn Jahren in Europa bekanntgegeben. 
Den Ergebnissen zufolge geht der Markt-
eintritt neuer Wettbewerber stets mit einer 
größeren Auswahl und mehr Innovation 
einher. Während die Auswahl, die die Eu-
ropäer im Einzelhandel haben, seit 2004 
beständig zugenommen habe, sei die Zahl 
der Neuerungen, die die Verbraucher 
jedes Jahr erreichen, seit 2008 rückläufig. 
Dies sei vor allem auf die Wirtschaftskrise 
zurückzuführen. Die Kommission fordert 
Interessenträger bis 30. Januar 2015 zur 
Stellungnahme zu den Ergebnissen der 
Studie auf.  

Der für Wettbewerbspolitik zuständige 
Vizepräsident der Kommission, Joaquín 
Almunia, erklärte: "Die Europäer sollten 
gute Lebensmittel zu erschwinglichen Prei-
sen kaufen können. In den vergangenen 
fünf Jahren haben die Akteure viele Fra-
gen hinsichtlich der Funktionsweise der 
Lebensmittelversorgungskette aufgewor-
fen. Um deren Bedenken beurteilen zu 
können, brauchen wir harte Fakten, insbe-
sondere zu den Auswirkungen der Ver-
handlungsmacht und der Eigenmarken 
großer Einzelhandelsketten. Diese Studie 
liefert wichtige Erkenntnisse und ebnet den 
Weg für die künftige Arbeit zu diesen As-
pekten.“ 

 

http://europa.eu/rapid/press-release_IP-14-1112_de.htm
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-14-1112_de.htm
http://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Downloads/Presse/EZB_Pressemitteilungen/2014/2014_10_02_pressekonferenz.pdf?__blob=publicationFile
http://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Downloads/Presse/EZB_Pressemitteilungen/2014/2014_10_02_pressekonferenz.pdf?__blob=publicationFile
http://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Downloads/Presse/EZB_Pressemitteilungen/2014/2014_10_02_pressekonferenz.pdf?__blob=publicationFile
http://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Downloads/Presse/EZB_Pressemitteilungen/2014/2014_10_02_pressekonferenz.pdf?__blob=publicationFile
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http://europa.eu/rapid/press-release_IP-
14-1080_de.htm 

http://ec.europa.eu/competition/publicat
ions/KD0214955ENN.pdf 

 

3. EU-Kommission billigt Übernahme von 
WhatsApp durch Facebook 

Die EU-Kommission hat die geplante Über-
nahme des amerikanischen Unternehmens 
WhatsApp Inc. durch die ebenfalls in den 
USA ansässige Gesellschaft Facebook, Inc. 
nach der EU-Fusionskontrollverordnung 
genehmigt. Sowohl Facebook (über Fa-
cebook Messenger) als auch WhatsApp 
bieten Smartphone-Anwendungen (soge-
nannte „Apps“) an, mit denen Endkunden 
durch den Austausch von Textnachrichten 
sowie von Bild-, Video- und Tondateien 
kommunizieren können. Die Kommission 
gelangte zu dem Schluss, dass Facebook 
Messenger und WhatsApp keine engen 
Wettbewerber sind, und dass die Verbrau-
cher auch nach dem Zusammenschluss 
noch eine große Auswahl an alternativen 
Kommunikationsanwendungen haben 
werden. 

http://europa.eu/rapid/press-release_IP-
14-1088_de.htm 

4. Transparenz der Sozial- und Umweltbe-
richterstattung der Unternehmen  

Der EU-Ministerrat verabschiedete am 29. 
September 2014 eine Richtlinie zu mehr 
Transparenz für Unternehmen. Betroffen 
sind Unternehmen von öffentlichem Inte-
resse mit mehr als 500 Mitarbeitern. Die 
Mitgliedstaaten erhalten zwei Jahre zur 
Umsetzung der neuen Bestimmungen. 
Etwa 6.000 Unternehmen in der Europäi-
schen Union werden verpflichtet, in ihrem 
Jahresbericht Angaben zu ökologischen 
und sozialen Aspekten offenzulegen. Die 
Unternehmen müssen ihre Strategien zu 
Umwelt-, Sozial- und Arbeitnehmerbelan-
gen, zur Bekämpfung von Korruption sowie 
zur Vielfalt in den Leitungs- und Kontrollor-
ganen in ihrem Geschäftsbericht offenle-
gen. 

http://register.consilium.europa.eu/doc/sr
v?l=DE&f=PE%2047%202014%20INIT 

Terminvorschau 
Rat 

Rat Landwirtschaft und Fischerei (13./14. 
Oktober 2014) 

Landwirtschaftliche Aspekte des Rahmen 
für die Klima- und Energiepolitik im Zeit-
raum 2020-2030; Afrikanische Schweine-
pest; Festsetzung der Fangmöglichkeiten 
für bestimmte Fischbestände und Be-
standsgruppen in der Ostsee (2015); Russi-
sches Einfuhrverbot für Fischereierzeugnisse 
aus der EU; Informations- und Absatzförde-
rungsmaßnahmen für Agrarerzeugnisse im 
Binnenmarkt und in Drittländern.  

Ratsarbeitsgruppe Finanzdienstleistungen 
(13. Oktober 2014) 

Meldung und Transparenz von Wertpapier-
finanzierungsgeschäften. 

Ratsarbeitsgruppe „Zivilrecht“ (13. Oktober 
2014 

Einführung eines europäischen Verfahrens 
für geringfügige Forderungen. 

Ratsarbeitsgruppe „Verbraucherschutz und –
information“ (13. Oktober 2014) 

Pauschal- und Bausteinreisen. 

Ratsarbeitsgruppe „Luftverkehr“ (13. Oktober 
2014) 

Einheitlicher Europäischer Luftraum (Um-
setzung). 

Rat Ecofin (14. Oktober 2014) 

Energiebesteuerung (Orientierungsaus-
sprache).  

Ratsarbeitsgruppe „Lebensmittelqualität“ 
(14./15. Oktober 20214) 

Ökologische/biologische Produktion und 
Kennzeichnung von ökologi-
schen/biologischen Erzeugnissen. 

 

 

http://europa.eu/rapid/press-release_IP-14-1080_de.htm
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-14-1080_de.htm
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http://europa.eu/rapid/press-release_IP-14-1088_de.htm
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-14-1088_de.htm
http://register.consilium.europa.eu/doc/srv?l=DE&f=PE%2047%202014%20INIT
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Ratsarbeitsgruppe „Lebensmittel“ (14. Okto-
ber 2014) 

Neuartige Lebensmittel; Kaseine und Kase-
inate. 

Ratsarbeitsgruppe „Energie“ (14. Oktober 
2014) 

Binnenmarkt für Energie. 

Ratsarbeitsgruppe „Transatlantische Bezie-
hungen“ (14. Oktober 2014) 

Debriefing zur 7. Verhandlungsrunde über 
das Freihandelsabkommen (TTIP) mit den 
USA. 

Informelles Treffen der Minister für Außen-
handel (15. Oktober 2014) 

Verhandlungen über Freihandelsabkom-
men mit den USA (TTIP); Russland-Ukraine-
Beziehungen; EU-Handelsschutzpolitik. 

Ratsarbeitsgruppe Finanzdienstleistungen 
(16. Oktober 2014) 

Zahlungsdienste im Binnenmarkt. 

Ratsarbeitsgruppe „Landverkehr“ (16. Okto-
ber 2014  

Marktöffnung im Schienenverkehr. 

Ratsarbeitsgruppe „Telekommunikation und 
Informationsgesellschaft" (16. Oktober 2014) 

Binnenmarkt für elektronische Kommunika-
tion; Netzwerk- und Informationssicherheit. 

Ratsarbeitsgruppe Finanzdienstleistungen 
(17. Oktober 2014) 

Interbankenentgelte für kartengebundene 
Zahlungsvorgänge 

Ausschuss der Ständigen Vertreter (AStV) - 1. 
Teil (17. Oktober 2014) 

Netzwerk- und Informationssicherheit; Ver-
bot von Plastiktüten; Änderung der Richtli-
nien über Abfälle, Verpackungen und 
Verpackungsabfälle, Abfalldeponien, 
Altfahrzeuge, Batterien und Akkumulato-
ren sowie Altbatterien und Altakkumulato-
ren sowie Elektro- und Elektronik-Altgeräte 

Europäischer Rat (23./24. Oktober 2014) 

Rahmen für die Klima-und Energiepolitik; 
Maßnahmen zur Verbesserung der Ener-
gieversorgungssicherheit Europas und zu 
spezifischen Verbundzielen für 2030; Erörte-
rung der wirtschaftlichen Lage in Europa; 
Beschluss zur Ernennung der EU-
Kommission (eventuell). 

 

Europäisches Parlament 

Ausschuss für Wirtschaft und Währung (13. 
Oktober 2014) 

Geldmarktfonds (erste Aussprache). 

Ausschuss für Umweltfragen, öffentliche 
Gesundheit und Lebensmittelsicherheit (13. 
Oktober 2014) 

Neuartige Lebensmittel (Aussprache); 
Möglichkeit für Mitgliedstaaten, den An-
bau von Genpflanzen auf ihrem Hoheits-
gebiet zu untersagen (Aussprache). 

Ausschuss für Verkehr und Fremdenverkehr 
(13. Oktober 2014) 

Viertes Eisenbahnpaket – Abstimmung 
über die Beschlüsse zur Aufnahme interin-
stitutioneller Verhandlungen. 

Rechtsausschuss (13. Oktober 2014) 

Änderung der Richtlinien über Abfälle, 
Verpackungen und Verpackungsabfälle, 
Abfalldeponien, Altfahrzeuge, Batterien 
und Akkumulatoren sowie Altbatterien und 
Altakkumulatoren sowie Elektro- und Elekt-
ronik-Altgeräte – Befassung mit begründe-
ten Stellungnahmen nationaler Parlamen-
te. 

Fischereiausschuss (16. Oktober 2014) 

Anlandeverpflichtung; Verbot der Treib-
netzfischerei. 

Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz 
und Inneres (16. Oktober 2014) 

Aussprache über das Paket „Intelligente 
Grenzen“ (Nutzung des Einreise-und Aus-
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reisesystems; Registrierungsprogramm für 
Reisende). 

Plenum (20. bis 23. Oktober 2014) 

Vorstellung der neuen EU-Kommission und 
ihres Programms durch Jean-Claude 
Juncker; Abstimmung über neue EU-
Kommission (eventuell); Vorbereitung des 
Europäischen Rats am 23./24.Oktober 
2014.; Erklärung von EU-
Kommissionspräsident Barroso zur Bilanz 
der Barroso-II-Kommission; EU-Haushalt 
2015. 

 

Wirtschafts- und Sozialausschuss 

Plenum (15./16. Oktober 2014) 

Debatte über "Das europäische Agrarmo-
del: Auf dem richtigen Weg in die Zukunft? 
Und ein Vorbild für andere?" unter Teil-
nahme von: Peter KENDALL, Vorsitzender 
des Weltbauernverbandes (WFO) und 
Czeslaw Adam SIEKIERSKI, Vorsitzender des 
Ausschusses für Landwirtschaft und ländli-
che Entwicklung im Europäischen Parla-
ment; Stellungnahmen zu: Die Rolle der 
Zivilgesellschaft bei der Verhandlung und 
Umsetzung eines Freihandelsabkommens 
EU/Japan; Schutzbedürftigkeit von Ver-
brauchern im Zusammenhang mit neuen 
Geschäftspraktiken im Binnenmarkt (Initia-
tivstellungnahme); Bericht über die Wett-
bewerbspolitik 2013; Multimodales Reisen; 
Schwächen des gegenwärtigen Systems 
für Lebensmittelsicherheit für die europäi-
schen Bürger (Initiativstellungnahme); 
Wasser und sanitäre Grundversorgung sind 
ein Menschenrecht! (Initiativstellungnah-
me); Produktion und Kennzeichnung von 
Bio-Erzeugnissen; Verringerung des Schwe-
felgehalts bestimmter flüssiger Kraft- oder 
Brennstoffe. 

 

Ausschuss der Regionen  

Fachkommission für Umwelt, Klimawandel 
und Energie (16./17. Oktober 2014) 

Konferenz "Lokale und regionale Strate-
gien für den Klimawandel und ihr Beitrag 
zur Verbesserung der Luftqualität"; Stel-

lungnahme "Hin zu einer Kreislaufwirt-
schaft: Überprüfung der EU-
Abfallvorschriften"; Stellungnahme zum 
Thema "Nachhaltige Gebäude". 

Fachkommission für Kohäsionspolitik (22. 
Oktober 2014) 

Multimodale Reiseplanungs- und –
informationsdienste. 

 

Europäischer Gerichtshof 

Mündliche Verhandlung in der Rechtssache C 
62/14 (14. Oktober 2014) 

Programm der Europäischen Zentralbank 
zum Ankauf von Staatsanleihen von Krisen-
staaten. 

Mündliche Verhandlung in den verbundenen 
Rechtssachen C 226/13, C 245/13, C 247/13 
und  C 578/13 (15. Oktober 2014) 

Zwangsumtausch griechischer Staatsan-
leihen. 

Urteil in der Rechtssache C 100/13 (16. Okto-
ber 2014) 

Zulässigkeit der deutschen „Bauregellisten“ 
wonach Bauprodukte im Inland vielfach 
nur dann verwendet werden dürfen, wenn 
sie zusätzlich zu der CE-Kennzeichnung 
weitere nationale Übereinstimmungskenn-
zeichen (Ü-Zeichen) aufweisen. 

Urteil in der Rechtssache C 580/12 P (22. 
Oktober 2014) 

Rechtsmittelverfahren von Teilnehmer an 
Flachglaskartell. 

Urteil in den verbundenen Rechtssachen C 
359/11 und C 400/11 (23. Oktober 2014) 

Preisänderungen für Strom- und Gas-
Tarifkunden in Deutschland in den Jahren 
2005-2008. 

Newsletter verfasst von Dr. Ekkehard Rohrer, 
MPA (Harvard University) – Brüssel 

Im Auftrag des Verbraucherzentrale Bundes-
verbandes (vzbv) 
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